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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

„Wohin geht die Reise Europas – 
Herausforderungen für die euro-
päische Politik“ 

VERANSTALTUNGSBEITRAG ZUM VORTRAG VON STAATSMINISTER GÜNTER GLO-

SER ZU DEUTSCHEN POLITISCHEN STIFTUNGEN

KERNTHESEN 

• Die EU hat in ihrem 50jährigen Bestehen 

den Bürgerinnen und Bürgern in bisher un-

gekanntem Maße Frieden, Sicherheit und 

Wohlstand gebracht hat. Dies gilt es zu be-

wahren und zu sichern. 

• Der Integrationsprozess muss als Chance 

begriffen werden, das Europa der Zukunft 

zu gestalten, die Herausforderungen der 

Globalisierung zu meistern und den 

Wohlstand und die Sicherheit für die Bürger 

zu gewährleisten. Dann wird Europa von 

seinen Bürgerinnen und Bürgern auch wie-

der mehr geschätzt werden. 

• Die EU steht vor der Herausforderung sich 

als Gestalter der Globalisierung zu etablie-

ren, ohne die Bürgerinnen und Bürger und 

deren Vertreter in den nationalen und Län-

derparlamenten zu bevormunden. Bewältigt 

werden kann diese Herausforderung folgen-

dermaßen: 

1. Die Globalisierung bietet Chancen: Ohne 

die Herabsetzung internationaler Handels-

hemmnisse und die gegenseitige Öffnung 

der Märkte wären die Nationalstaaten nicht 

mehr konkurrenzfähig. Auch in sozialer Hin-

sicht bietet der Prozess der Globalisierung 

verbesserte Bildungschancen, vielfältige 

Aufstiegsmöglichkeiten und verbreitert das 

Spektrum für eine individuelle Lebenspla-

nung. Das Europäische Gesellschaftsmodell 

kann aber nur durch den Mut der Bürgerin-

nen und Bürger zu Veränderung erhalten 

werden. 

2. Die EU kann den Globalisierungsprozess 

sozial verantwortlich mitgestalten: Die Nati-

onalstaaten können ihre Interessen in der 

Welt von heute kaum noch wirksam vertre-

ten. Als Einheit jedoch kann die EU auf glo-

bale Entwicklungen Einfluss nehmen durch 

die Mitgestaltung internationaler Rahmen-

bedingungen, der Handelspolitik, des Inves-

titionsklimas, aber auch internationaler Ar-

beits- und Sozialstandards. Auch in der in-

ternationalen Umweltpolitik nimmt die EU 

eine Führungsrolle ein, um auch andere 

Staaten von den Zielen zu überzeugen, die 

in Europa gesetzt wurden. Die EU muss ge-

meinsame außenpolitische Ansätze in Ener-

giefragen entwickeln, damit Europa auch in 

dieser Frage gemeinsame Stärke gegenüber 

den Lieferländern demonstrieren kann. Die 

Union muss eine effizientere gemeinsame 

Außenpolitik aufbauen und Schritte der mili-

tärischen Zusammenarbeit einer gemein-

samen europäischen Verteidigung gehen, da 

die Nationalstaaten immer weniger in der 

Lage sind, für ihre eigene Sicherheit zu sor-

gen. 

3. Die Umsetzung notwendiger struktureller 

Reformen in den Volkswirtschaften liegt 

nach wie vor auf nationaler Ebene: Es wird 

von der Umsetzung der nationalen Reform-

programme im Rahmen der Lissabon-

Agenda abhängen, ob Anpassung der 

Volkswirtschaften an die gewandelten Be-

dingungen der Globalisierung gelingt. 



 2 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

BRÜSSEL 

 

August 2006 

 

www.kas.de/brüssel 

www.kas.de  

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung dürfen 

nicht der EU angelastet werden. Die sozia-

len Sicherungssysteme bleiben nationale 

Kompetenz, was angesichts der historisch 

gewachsenen Unterschiede in den National-

staaten sinnvoll und weiterhin wünschens-

wert ist. Durch bessere Rechtsetzung könn-

ten konsequent die Prinzipien der Subsidia-

rität und der Bürgernähe befolgt werden. 

Das Europäische Gemeinschaftsrecht sollte 

vereinfacht werden. 

4. Die Deutsche Ratspräsidentschaft soll die 

EU weiterbringen: Der Verfassungsprozess 

soll vorangetrieben werden. Das Vertrauen 

der Bürgerinnen und Bürger soll wieder ge-

wonnen werden und die Akzeptanz des In-

tegrationsprozesses erhöht werden. 

Daneben liegen die Schwerpunkte der deut-

schen Ratspräsidentschaft auf folgenden 

Bereichen 

1. Sicherung der wirtschaftlichen und 

sozialen Zukunft Europas sowie 

seiner natürlichen Lebensgrundla-

gen 

2. Stärkung der inneren Sicherheit 

und Ausbau der europäischen 

Rechtsordnung 

3. Gestaltung der äußeren Sicherheit 

und der Außenwirtschaftsbeziehun-

gen. 


